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Landkreistag Sachsen-Anhalt 

                       Magdeburg, den 08. Juni 2007
Az.: 014-7

47. Landräte-Seminar am 31. Mai/01. Juni 2007 in Meisdorf, Landkreis Aschersleben-Staßfurt;

Ergebnisvermerk

Teilnehmer:
lt. beiliegender Anwesenheitsliste

Tagesordnung:

TOP 1

Entwicklung der Kommunalfinanzen;

Prüfung einer Verfassungsbeschwerde gegen das Haushaltsbegleitgesetz 2007

TOP 2

Fortsetzung der Funktionalreform in den Bereichen Agrarstrukturverwaltung, Schulaufsicht und überörtliche Sozialhilfe

TOP 3

Eckpunkte für die Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt 

TOP 4

Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden

TOP 5

Umsetzung der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007

TOP 6

Erhebung von Straßenausbaubeiträgen für Wirtschaftswege im Rahmen des ländlichen Wegebaus 

TOP 7
Bericht der Vertreter des Landkreistages in anderen Einrichtungen und Gremien

TOP 8

Ort und Zeit der nächsten Sitzung

TOP 1

Entwicklung der Kommunalfinanzen;
Prüfung einer Verfassungsbeschwerde gegen das Haushaltsbegleitgesetz 2007

Ergebnisse des Gutachtens „Die Finanzlage der Landkreise in Sachsen-Anhalt“
GF Theel berichtet, dass Herr Albers, Finanzbeigeordneter a. D. des Niedersächsischen Landkreistages, das Ergebnis der dem Vorbericht beigefügten Analyse „Die Finanzlage der Landkreise in Sachsen-Anhalt“ im Rahmen der 135. Präsidialsitzung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am Vormittag des 31. Mai 2007 vorgestellt habe.

Das Gutachten bestätige die im Vergleich zu den anderen kommunalen Gruppen ausgesprochen schlechte Finanzausstattung und strukturelle Unterfinanzierung der Landkreise in Sachsen-Anhalt. Aus Sicht des Gutachters sei das Finanzausgleichssystem an verschiedenen Stellen zu überprüfen und Veränderungen notwendig. 
Die Landräte betrachten das Gutachten als wichtige Hilfestellung, um die Erfolgsaussichten einer Verfassungsbeschwerde gegen das Haushaltsbegleitgesetz 2007 weiter zu prüfen. 
Parallel soll das Gutachten genutzt werden, um im Rahmen der angekündigten Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes auf die besondere aufgabenbedingte Finanzsituation der Landkreise in Sachsen-Anhalt aufmerksam zu machen und einer verbesserten Lösung zuzuführen. Auch sollte gegenüber der Landesregierung die dringend notwendige Aufgabenkritik mit Aufgabenabbau, Senkung der Ausstattungsstandards und der Vorgaben für die Aufgabenerfüllung angemahnt werden.

Zur Unterrichtung der Kreistage, die in 2006 alle beschlossen hatten, die Erfolgsaussichten einer Verfassungsbeschwerde gegen das Haushaltsbegleitgesetz 2007 in enger Abstimmung mit dem Landkreistag Sachsen-Anhalt zu prüfen, wird die Geschäftsstelle einen Zwischenbericht per Landräte-Schreiben erstellen, in dem auch die Ergebnisse des Gutachtens aufgearbeitet werden.
LR Hellmuth erklärt für den Landkreis Stendal, zu weiteren konkreten Schritten bereitzustehen.
Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes

GF Theel erläutert die geplanten Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes. Danach beabsichtige die Landesregierung u. a. eine

· Erhöhung der Beteiligungsquote der kreisfreien Städte an den allgemeinen Zuweisungen von 27 v. H. auf 28 v. H. zu Lasten der kreisangehörigen Gemeinden (+ 12 Mio. Euro),
· höhere Gewichtung der Gemeinden mit zentralörtlicher Funktion,

· Umstellung der Steuerkraftberechnung auf fiktive Hebesätze (= feste Rechengrößen),
· Einführung des Nettoverfahrens bei der Gewerbesteuer,
· Erhöhung der Umlagekraftmesszahl für die Landkreise von 30 v. H. auf 40 v. H..

Vorrangiges Ziel des Landkreistages Sachsen-Anhalt sollte es sein, die Umlagegrundlagen der Kreisumlage zu verbreitern. Hierzu müssten die Steuerkraft der kreisangehörigen Gemeinden und die an sie geflossenen allgemeinen Zuweisungen vollständig (= 100 v. H.) und nicht nur zu 80 v. H. berücksichtigt werden. Bundesweit betrachtet stelle die derzeitige Regelung eine Ausnahme dar, für die keine durchgreifenden Gründe erkennbar seien. Dies habe auch Herr Albers in seinem Gutachten festgestellt.
Verteilung der KdU-Belastungen 
Stv. GF Struckmeier berichtet zu den Auswirkungen der „Hartz IV“-Reform auf die einzelnen Landkreise und kreisfreien Städte. Für das Jahr 2006 ergebe sich landesweit eine rechnerische Entlastung in Höhe von 20,3 Mio. Euro, wobei aber zehn Landkreise und die drei kreisfreien Städte um insgesamt 31,2 Mio. Euro entlastet und  elf Landkreise um nahezu 10,9 Mio. Euro belastet würden. Von der rechnerischen Gesamtentlastung in Höhe von 20,3 Mio. Euro würden rd. 83,6 % auf die drei kreisfreien Städte entfallen. Die auf Landesebene zu regelnden Ausgleichsmechanismen bedürften offenkundig einer Neujustierung. 
Verbandspolitisches Ziel sei bisher eine möglichst gleichmäßige Entlastung aller Kommunen gewesen. Mindestens dürfe bei einer landesweiten Entlastung kein kommunaler Aufgabenträger belastet bleiben. Die mit dem Wirtschaftsministerium in dieser Sache geführten Gespräche hätten jedoch bisher zu keinem Ergebnis geführt, da das Land offenkundig aus politischen Gründen vermeiden will, die erheblichen rechnerischen Entlastungen der Städte Halle und Magdeburg auch nur teilweise abzuschöpfen. Eine Neujustierung des Verteilungssystems würde auch bewirken, dass Landkreise, die eine rechnerische Entlastung aufweisen, Mittel abgeben müssten. 
Ergänzend erläutert GF Theel, dass zusätzliche Landesmittel zum Ausgleich der Unterfinanzierung einzelner Landkreise kaum erwartet werden können. 
In der nachfolgenden Diskussion werden von mehreren Landräten die Grundlagen der von der Geschäftsstelle vorgestellten Übersicht in Frage gestellt. Die Kritik richtet sich insbesondere gegen die Darstellung der Sozialhilfeentlastungen, die auf die amtliche Sozialhilfestatistik 2004 zurück geht. 

Um allen Landkreisen eine Überprüfung der Rechengrundlagen zu ermöglichen, wird eine zeitnahe Übersendung der Übersicht per Landräte-Schreiben zugesagt. Gleichzeitig werden die Landkreise gebeten, ihre Kritik inhaltlich zu konkretisieren, da es andernfalls nicht möglich sein wird, Datengrundlagen, die auf amtliche Statistiken zurückgehen, zu korrigieren. 
Ergänzend erläutert stellv. GF Struckmeier die Möglichkeit eines Normenkontrollverfahrens gemäß § 47 VwGO gegen die Verordnung über die Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Die Frist hierfür laufe mit dem 08. Dezember 2007 ab. Auch insoweit erfolgt zeitnah eine ergänzende Information durch die Geschäftstelle.
TOP 2

Fortsetzung der Funktionalreform in den Bereichen der Agrarstrukturverwaltung, Schulaufsicht und überörtliche Sozialhilfe
Funktionalreform im Bereich der Landwirtschafts-, Agrarstruktur- und Forstverwaltung

Beigeordneter Weiß berichtet unter Bezugnahme auf die dem Vorbericht beigefügten Stellungnahmen der Geschäftsstelle über den aktuellen Stand zur Funktionalreform im Bereich der Landwirtschafts-, Agrarstruktur- und Forstverwaltung. 
Die Lenkungsgruppe „Funktionalreform“ habe am 08. Mai 2007 festgestellt, dass zwingende rechtliche oder organisatorische Ausschlussgründe einer Kommunalisierung der vom Landkreistag geforderten Aufgaben nicht entgegenstünden. In einem zweiten Prüfschritt seien nun die Fragen des Personalübergangs und der Kostenerstattung mit gleichzeitiger spürbarer Effizienzrendite zugunsten des Landes zu klären. Auf der Grundlage dieser Beschlusslage seien die Ministerien für Landwirtschaft und Umwelt und des Innern aufgefordert worden, bis zum 15. Juni 2007 eine Kabinettsvorlage unter Berücksichtigung der von den Beteiligten vorgetragenen Argumente zu erstellen. Das Kabinett soll noch vor den Sommerferien auf der Grundlage der Kabinettsvorlage eine Entscheidung treffen. 

Kommunalisierung von Aufgaben der Arbeitsschutzverwaltung und des Verbraucherschutzes

Beigeordneter Weiß teilt weiter mit, die Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ habe in ihrer Sitzung am 24. Mai 2007 die Kommunalisierung von Aufgaben der Arbeitsschutzverwaltung und des Verbraucherschutzes beraten. Die beim Landesamt für Verbraucherschutz (LAV) wahrgenommenen Aufgaben hätten eine enge sachliche Verbindung zu kreislichen Aufgaben nach dem Veterinär-, Lebensmittel- und Umweltrecht. 
Da das Ministerium für Soziales bislang keine ausreichende Beschreibung der betreffenden Aufgaben vorgelegt habe, seien von der Geschäftsstelle die Organisations- und Geschäftsverteilungspläne sowie die Aufgabenbeschreibungen mit Angaben zum eingesetzten Fachpersonal erbeten worden. Nach Übergabe dieser Unterlagen werde am 05. Juli 2007 im Landesamt für Verbraucherschutz eine Präsentation der dort wahrgenommenen Aufgaben erfolgen. Die Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ werde sich daraufhin in der nächsten Sitzung am 12. Juli 2007 mit diesen Aufgaben befassen. 

Reform der Schulaufsichtsverwaltung
Stv. GF Struckmeier erläutert die in einem Arbeitspapier der Geschäftstelle dargestellten Überlegungen zur „Kommunalisierung“ der Schulaufsichtsverwaltung. Dem Inhalt wird seitens der Landräte zugestimmt. 
Bei der weiteren konzeptionellen Ausgestaltung einer kommunal organisierten Schulaufsicht soll dem Aspekt der interkommunalen Zusammenarbeit besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden, um komplizierte Verwaltungs- und Abstimmungsverfahren zwischen den beteiligten Kommunen möglichst gering zu halten. 
Präsident Dr. Ermrich bittet zudem, den Personalbedarf in der Schulaufsicht eingehend zu betrachten. Er verweist diesbezüglich auf die große Zahl an Schulen im neuen Landkreis Harz. 
Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe

Stv. GF Struckmeier stellt die unterschiedlichen Organisationsmodelle für eine Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe dar, die die Geschäftsstelle in dem vorliegenden Vermerk analysiert hat. Ergänzend weist er auf die Beratungsergebnisse des Präsidiums in seiner Vormittagssitzung hin. Danach wird die unmittelbare kreisliche Trägerschaft für die überörtliche Sozialhilfe angestrebt. Unabdingbare Bedingung der Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe sei jedoch die Beachtung der Konnexitätsfolgen entsprechend Artikel 87 Abs. 3 der Landesverfassung. Eine Übertragung der bisher staatlich organisierten Aufgaben der überörtlichen Sozialhilfe auf einen höheren Kommunalverband werde abgelehnt. Ein neu zu errichtender kommunaler Sozialverband sei auf notwendigerweise landeseinheitlich zu regelnde Aufgaben zu beschränken. Die Geschäftsstelle werde unter Beteiligung des Sozialausschusses und der Arbeitsgemeinschaft der Sozialamtsleiter die konzeptionellen Anforderungen an einen kommunalen Sozialverband erarbeiten.
Dem Sachstandsbericht wird zugestimmt. 
TOP 3

Eckpunkte für die Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt
Ref. Dr. Kraujuttis berichtet, dass auch nach den aktualisierten „Eckpunkten für die Gemeindegebietsreform“ (Stand: 05. April 2007) im Land Sachsen-Anhalt weiterhin vorrangig nur noch Einheitsgemeinden mit jeweils mindestens 10.000 Einwohnern vorgehalten werden sollen. Eine Verbandsgemeinde als Alternative zur Einheitsgemeinde dürfte in der freiwilligen Phase nur auf dem Gebiet von Verwaltungsgemeinschaften nach dem Modell eines gemeinsamen Verwaltungsamtes ohne einen ausgeprägten zentralen Ort gebildet werden. Darüber hinaus müsse die Verwaltungsgemeinschaft außerhalb des Verflechtungsraums der kreisfreien Städte liegen. 

Vorhandenen Einheitsgemeinden außerhalb des Stadt-Umland-Bereiches der kreisfreien Städte werde Bestandsschutz gewährt, sofern sich die der Erstneugliederung zugrunde gelegten Tatsachen nicht geändert hätten, die prognostizierte Entwicklung eingetreten sei und damit deren Leistungsfähigkeit weiterhin gegeben sei.

Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt habe am 08. Mai 2007 eine Stellungnahme zu den aktualisierten Eckpunkten beschlossen und den Landkreistag um Unterstützung seiner Position gebeten. 

Die Landräte vereinbaren, dass sich der Landkreistag seinerseits ergänzend zu den bestehenden Beschlusslagen und gefertigten Stellungnahmen mit folgenden Kernaussagen in die Diskussion einbringen solle:

●
Die Erwartungen des Landkreistages an die Landespolitik in der 5. Legislaturperiode bleiben unverändert bestehen.

●
Eine flächendeckende Bildung von Einheitsgemeinden mit mindestens 10.000 Einwohnern ist nicht sachgerecht.

●
Die Kreisgrenzen sind ohne Ausnahme zu achten.

●
In der Freiwilligkeitsphase muss die Bildung von Verbandsgemeinden ohne Einschränkungen möglich sein.

●
Die Regelung der Stadt-Umland-Verhältnisse muss nicht nur die Handlungsfähigkeit der Oberzentren sondern gleichermaßen auch des kreisangehörigen Raums beachten.

●
Zwangseingemeindungen werden grundsätzlich abgelehnt.

●
Aussagen zur Stärkung der Mittelzentren werden wegen der aktuellen Diskussion zum Landesentwicklungsplan noch nicht getroffen. 
TOP 4 

Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden
GF Theel erläutert den aktuellen Stand der Überlegungen zur künftigen Vertretung des Landkreistages in anderen Einrichtungen und Verbände. Dem Entwurfspapier wird seitens der Teilnehmer zugestimmt. Die endgültige Festlegung soll im nächsten Landräte-Seminar erfolgen.
TOP 5
Umsetzung der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007
Abberufung von Kreisbrandmeistern

Ref. Dr. Kraujuttis berichtet, dass das Innenministerium in einem Erlass vom 01. März 2007 geregelt habe, dass die Kreisbrandmeister, Abschnittsleiter und deren Stellvertreter in den Landkreisen, die im Rahmen der Kreisgebietsreform aufgelöst werden, zum 30. Juni 2007 abzuberufen seien. Bis zur Ernennung neuer Ehrenbeamter solle in den neunen Landkreisen einer der bisherigen Kreisbrandmeister bzw. die bisherigen Amtsinhaber in den Brandschutzabschnitten mit der Wahrnehmung der Geschäfte betraut werden. 

Die Geschäftsstelle habe mit Rundschreiben-Nr. 187/2007 die Landkreise um Stellungnahme zu diesem Verfahren gebeten. Nach den eingegangen Rückläufen begrüßten vier Landkreise den Erlass ausdrücklich bzw. tendenziell und sechs Landkreise lehnen diesen ab.
Die anschließende Diskussion zeigt auf, dass aufgrund der jeweils eigenen Umsetzung des Erlasses in den Landkreisen für ein weiteres Tätigwerden der Geschäftsstelle keine Veranlassung besteht. 

Haushalts- und Finanzwirtschaft

GF Theel berichtet, dass gemäß § 17 Abs. 1 des Gesetzes zur Kreisgebietsneuregelung die neu gebildeten Landkreise die Haushaltswirtschaft der Landkreise, deren Rechtsnachfolger sie sind, auf der Grundlage der von den aufgelösten Landkreisen erlassenen Haushaltssatzungen bis zum Ende des Haushaltsjahres weiterzuführen haben. 

Mit Runderlass vom 11. Mai 2007 (Rundschreiben-Nr. 246/2007) habe das Innenministerium verfügt, dass es zur Erleichterung der Erstellung der Haushaltspläne in den neu gebildeten Landkreisen einmalig hinnehmbar sei, dass die Angabe der Rechnungsergebnisse 2006 sowie die Angabe der Haushaltsplanansätze 2007 für die Aufgabenbereiche nur bis zur zweiten Gliederungsziffer (Abschnitte) erfolgt. 

Das Landesverwaltungsamt wird lt. Erlass gebeten, den Verzicht auf die Ergebnisdarstellung und die Angabe der Haushaltsansätze 2007 ab der 3. Gliederungsziffer sowie die Ergebnisse und Planansätze nach dem Gruppierungsplan nicht zu beanstanden. 

Muster-Tagesordnung der konstituierenden Sitzung

GF erläutert, dass die Geschäftsstelle wie in früheren Jahren einen Vorschlag für die Tagesordnung der konstituierenden Sitzung des neu gewählten Kreistages erarbeitet habe. Der Entwurf diene lediglich als Muster und solle damit als Arbeitsgrundlage für die Erstellung der Tagesordnung in den Landkreisen unter Berücksichtigung der jeweiligen örtlichen Besonderheiten hilfreich sein. Das diesbezügliche Rundschreiben- Nr. 241/2007 sei zeitgleich zum Landräteseminar versandt worden.

TOP 6 

Erhebung von Straßenausbaubeiträgen für Wirtschaftswege im Rahmen des ländlichen Wegebaus
Der Meinungsaustausch zu dieser Thematik zeigt auf, dass die Praxis in den Landkreisen unterschiedlich ist. Die Geschäftsstelle wird den Meinungsaustausch in den Fachausschüssen fortsetzen.
TOP 7

Bericht der Vertreter des Landkreistages in anderen Einrichtungen und Gremien



Beigeordneter Weiß nimmt Bezug auf das Landräte-Schreiben Nr. 016/2007 vom 29. Mai 2007 und berichtet im Zusammenhang mit der Ausschreibung der Beseitigungspflicht für tierische Nebenprodukte in Sachsen-Anhalt, die Fa. SARIA, der zurzeit die Beseitigungspflicht übertragen sei, habe dem für die Ausschreibung zuständigen Landesverwaltungsamt mitgeteilt, dass nach wie vor Unternehmerverträge zwischen Landkreisen und der Fa. SARIA bestünden. Diese in den Jahren 1992/1993 geschlossenen Verträge würden nach Ende der Übertragung der Beseitigungspflicht auf die Fa. SARIA wieder aufleben und möglicherweise rechtliche Ansprüche begründen, falls dem Unternehmen in Folge des Vergabeverfahrens nicht erneut die Beseitigungspflicht übertragen werde. Die Geschäftsstelle empfehle daher, die Vertragslage zu prüfen und möglicherweise noch nicht ausgesprochene Kündigungen der Unternehmerverträge nachzuholen. 
Um die Ausschreibung der Beseitigungspflicht für tierische Nebenprodukte nicht zu gefährden, kommen die Landräte überein, die Vertragslage in den Kreisverwaltungen prüfen zu lassen und ggf. vom Kündigungsrecht gebrauch zu machen.

TOP 8

Ort und Zeit der nächsten Sitzung
Das nächste Landräte-Seminar findet am 19./20. Juli 2007 voraussichtlich im Landkreis Börde statt.
Theel
